
 

 

 
 
I 
 
31 O 218/23 
  
  

 

 

Landgericht Köln 
  

IM NAMEN DES VOLKES 
 

Anerkenntnisurteil 
 

In dem Rechtsstreit 
 

des Bauherren-Schutzbund e.V., vertreten durch die Vorstände Andreas May und 
Wendelin Monz, Brückenstr. 6, 10179 Berlin, 
 

Klägers, 
 

Prozessbevollmächtigte: Sommerfeld van Suntum Frick Parnerschaft,  
Petersstraße 15, 04109 Leipzig, 

 
gegen 

 
die Renditehaus GmbH, diese vertreten durch den Geschäftsführer  

, 
 

Beklagte, 
 

Prozessbevollmächtigte: 
  

, 
 
hat die 31. Zivilkammer des Landgerichts Köln 
auf die mündliche Verhandlung vom 14.03.2024 
durch den Richter am Landgericht  den Richter am Landgericht  

 und den 

für Recht erkannt: 
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I. 

Die Beklagte wird verurteilt, es bei Meidung eines für jeden Fall der 

Zuwiderhandlung vom Gericht festzusetzenden Ordnungsgeldes bis zu 

250.000,00 EUR, ersatzweise Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, im 

Wiederholungsfall Ordnungshaft bis zu zwei Jahren zu vollstrecken an ihren 

jeweiligen gesetzlichen Vertretern, , zu 

unterlassen, in Bezug auf Verträge mit Verbrauchern die nachfolgende oder 

inhaltsgleiche Klausel in ihren Verträgen zu verwenden und sich bei 

bestehenden Verträgen auf die nachfolgende oder inhaltsgleiche Klausel in 

ihren Verträgen zu berufen: 

" Für die bisher geleistete Arbeit fällt eine Gebühr in Höhe von € 2.500,-zzgl. 

19% MwSt., € 475,-, gesamt € 2.975,-an. Diese Gebühr ist sofort an die 

Renditehaus GmbH zu zahlen. Wenn der Kaufvertrag beurkundet ist, wird 

diese Gebühr mit der Courtage verrechnet." 

II. 

Die Beklagte wird verurteilt, allen Vertragspartnern, in deren Vertrag die 

Klausel wie im Tenor zu Ziff. I. enthalten ist, binnen drei Wochen nach 

Rechtskraft des Urteils ein Schreiben zukommen zu lassen, in dem die 

Beklagte darauf hinweist, dass die in dem Tenor zu Ziff. I. zitierte Klausel 

unwirksam ist und dass sie sich in Zukunft nicht mehr darauf berufen wird. 

Der Beklagten soll es dabei vorbehalten bleiben, in dem Schreiben 

hinzuzufügen, dass sie zu dieser Erklärung verurteilt worden ist und dabei 

das Urteil im Einzelnen näher zu bezeichnen. 

III. 

Von den Kosten des Rechtsstreits hat der Kläger 5% und die Beklagte 95% 

zu tragen. 

IV.  

Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 

Ohne Tatbestand und Entscheidungsgründe (gemäß § 313b Abs. 1 ZPO). 
Der Streitwert wird auf 4.750,00 EUR festgesetzt. Hiervon entfallen 2.500,00 EUR 

auf den Klageantrag zu I, 250,00 EUR auf den Klageantrag zu III. und 2.000,00 EUR 

auf den Klageantrag zu IV. Der Klageantrag zu II. bleibt unberücksichtigt. 
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